
JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT 2020: WACHSTUM,  
WET TBEWERBSFÄHIGKEIT UND PRODUK TIVITÄT  
STÄRKEN – IN DEUTSCHL AND UND EUROPA

IMPULSE FÜR  
WACHSTUM UND  
WETTBEWERBS
FÄHIGKEIT SETZEN

D as Bundeskabinett hat am 29. Januar den  
Jahreswirtschaftsbericht 2020 beschlossen.  
Im Jahr 2020 nimmt die Wirtschaft im Ver­

gleich zum Vorjahr wieder etwas an Fahrt auf. Die  
Bundesregierung unterstützt den Strukturwandel  
und richtet ihre Wirtschafts- und Finanzpolitik  
wachstumsorientiert aus.

Die Wirtschaft ist im Jahr 2019 im zehnten Jahr  
in Folge und etwas stärker als erwartet gewachsen.  
Eine Rezession konnte vermieden werden. Deutsch­
land blickt somit auf ein volles Jahrzehnt konti­
nuierlichen Wirtschaftswachstums zurück. Die  
Entwicklung am Arbeitsmarkt ist weiterhin positiv,  

aus der Binnenwirtschaft kommen Impulse. Löhne  
und verfügbare Einkommen sind in den letzten Jah­
ren spürbar gestiegen. 

Für das Jahr 2020 erwartet die Bundesregierung  
eine Zunahme des preisbereinigten Bruttoinlands­
produkts in Höhe von 1,1 %. Die Wirtschaft nimmt 
im Vergleich zum Vorjahr wieder etwas an Fahrt auf; 
nach einer vorübergehenden Schwächephase sind 
erste Silberstreifen am Horizont erkennbar. Die  
Arbeitslosenquote bleibt im Jahr 2020 voraussicht­
lich stabil bei 5,0 %, die Zahl der Beschäftigten steigt  
weiter auf 45,4 Millionen. In der Folge nehmen auch  
die privaten Einkommen weiter spürbar zu. Hinzu  
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kommen steigende Löhne sowie staatliche Entlas­
tungen im Bereich der Sozialversicherungen und  
der Einkommensteuer. Dies stützt die Binnenwirt­
schaft, die derzeit stärkste Auftriebskraft der  
Konjunktur. Risiken bestehen nach wie vor im  
außenwirtschaftlichen Umfeld.

TRANSFORMATION BEGLEITEN,  
SPIELRÄUME SCHAFFEN

Deutschland und Europa stehen vor großen Her­
ausforderungen: Die digitale Transformation  
verändert die Wirtschafts- und Arbeitswelt grund­
legend. Der demografische Wandel verstärkt den  
Handlungsbedarf bei der Gewinnung von Fachkräf­
ten und bei den sozialen Sicherungssystemen. Der  
Schutz des Klimas erfordert Innovationen und In­
vestitionen, bietet aber auch neue Möglichkeiten  
der Wertschöpfung. Zugleich ist das weltwirtschaft­
liche Umfeld fragil. Angesichts dieser Herausforde­
rungen muss die Wirtschaftspolitik darauf gerich­
tet sein, neue Wachstumsmöglichkeiten zu eröffnen  
und Spielräume für Unternehmertum, Gründer­
geist und individuelle Freiheiten zu schaffen.

ENTLASTUNGSMÖGLICHKEITEN NUTZEN

Die steuerlichen Entlastungsmaßnahmen der Jahre  
2019 bis 2021 werden in voller Jahreswirkung ein  
Volumen von deutlich über 25 Milliarden Euro  
erreichen. Mit dem Gesetz zur Rückführung des  
Solidaritätszuschlags 1995 werden in einem ersten  
Schritt ab dem Jahr 2021 insbesondere untere und  
mittlere Einkommen entlastet. In einem späteren  
zweiten Schritt soll der Solidaritätszuschlag in den  
Folgejahren vollständig abgeschafft werden. Mit  
dem dritten Bürokratieentlastungsgesetz (BEG III),  
das überwiegend zum 1. Januar 2020 in Kraft getre­
ten ist, werden die Unternehmen um mehr als 1,1 Mil­
liarden Euro im Jahr entlastet.

Die Bundesregierung prüft das Unternehmens­
steuerrecht laufend auf Anpassungsbedarf an verän­
derte Rahmenbedingungen, insbesondere mit Blick  
auf kleinere und mittlere Unternehmen.

TABELLE 1: AUSGEWÄHLTE ECKWERTE DER GESAMTWIRT­
SCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG IN DER BUNDESREPUBLIK  
DEUTSCHLAND

2018 2019
JAHRES­

PROJEKTION  
2020

Veränderung gegenüber Vorjahr in %, soweit nicht anders angegeben

ENTSTEHUNG DES BRUTTO­
INLANDSPRODUKTS (BIP)

BIP (preisbereinigt) 1,5 0,6 1,1

Erwerbstätige (im Inland) 1,4 0,9 0,4

Arbeitslosenquote in %  
(Abgrenzung der BA) 2 5,2 5,0 5,0

VERWENDUNG DES BIP  
(preisbereinigt, real)

Private Haushalte und  
priv. Organisationen ohne  
Erwerbszweck

1,3 1,6 1,3

Ausrüstungen 4,4 0,4 0,6
Bauten 2,5 3,8 2,1

Inlandsnachfrage 2,1 1,0 1,6

Exporte 2,1 0,9 2,0

Importe 3,6 1,9 3,2

Außenbeitrag (Impuls) 3 -0,4 -0,4 -0,4

Bruttolöhne und -gehälter  
je Arbeitnehmer 3,2 3,2 2,7

1   Bis 2019 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2020;
2   Bezogen auf alle Erwerbspersonen;
3   �Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in % des BIP des Vorjahres  

(= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP)

Quellen: Statistisches Bundesamt 2020; Jahresprojektion der Bundesregierung

Euro beträgt die Entlastung für  
Unternehmen nach dem Bürokratie­
entlastungsgesetz III

1,1 MRD.
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AUF SOLIDER HAUSHALTSGRUNDLAGE  
VERSTÄRKT ÖFFENTLICH INVESTIEREN

Der Bund hat seit 2014 hat keine neuen Schulden  
aufgenommen, und auch für dieses Jahr sieht die  
Finanzplanung keine neuen Schulden vor. Erstmals  
seit 2002 wird der Maastricht-Referenzwert von 60 %  
nicht überschritten (vgl. Abbildung 1). 

Gleichzeitig steigen die Investitionen des Bun­
des 2020 auf ein Rekordniveau von 42,9 Milliarden  
Euro – nachdem es im Jahr 2013 noch rund 25 Mil­
liarden Euro waren. Sie machen derzeit rund 12 % 
des Bundeshaushalts aus (vgl. Abbildung 2). 

ABBILDUNG 1: ENTWICKLUNG DER MAASTRICHT-SCHULDENSTANDSQUOTE
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Schuldenstandsquote in Prozent des BIP Maastricht-Referenzwert

ABBILDUNG 2: INVESTIVE AUSGABEN IM BUNDESHAUSHALT, 2014-2020
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Quelle: Finanzberichte 2016 bis 2020. Haushaltsgesetz 2020. Investive Ausgaben 2014 ohne ESM-Mittel
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Insgesamt gibt der Bund im Zeitraum von 2020 bis  
2023 für Investitionen 162,4 Milliarden Euro aus.  
Dies entspricht einem Zuwachs von rund einem 
Drittel gegenüber der vorherigen Legislaturperiode.  
Der ausgeglichene Bundeshaushalt in Verbindung  
mit hohen Reserven und einem niedrigen Schul­
denstand bietet weiterhin Spielräume, die genutzt  
werden sollten, um die Wirtschaft zu entlasten und  
neues Wachstum zu schaffen.  

DIGITALEN WANDEL GESTALTEN

Eine leistungsstarke digitale Infrastruktur ist von  
zentraler Bedeutung für den Wirtschaftsstandort  
Deutschland. Deshalb unterstützt die Bundes- 

2
6

S
C

H
L

A
G

L
IC

H
T

E
R

 M
Ä

R
Z

 2
02

0
W I R T S C H A F T S P O L I T I K



regierung den Ausbau mit hochleistungsfähigen  
Breitbandnetzen und beabsichtigt, die Mobilfunk­
versorgung insbesondere in der Fläche möglichst  
schnell zu verbessern. 

Neue Technologien und digitale Unterneh­
mensmodelle verändern das Zusammenspiel auf  
den Märkten. Deshalb muss auch die Wettbewerbs­
politik auf den digitalen Wandel reagieren. Mit der  
10.  Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbs­
beschränkungen (GWB) verbessert die Bundes­
regierung die Möglichkeiten, dem Missbrauch von  
Marktmacht im Bereich der Digitalwirtschaft und  
Plattformökonomie entgegenzuwirken und damit  
gleichzeitig den Marktzugang für kleine und mitt­
lere Unternehmen zu verbessern. Auf europäischer  
Ebene setzt sie sich für eine Modernisierung des  
Wettbewerbsrechts und eine Überprüfung des  
Beihilferechts ein.

Im digitalen Zeitalter sind Daten eine Schlüs­
selressource. Die Datenstrategie der Bundesregie­
rung hat zum Ziel, dass Daten in Deutschland  
vermehrt bereitgestellt und verantwortungsvoller  
genutzt werden. Das Projekt GAIA-X soll den Grund­
stein für eine vernetzte und souveräne europäische  
Dateninfrastruktur legen. Reallabore schaffen zudem  
Testräume zur Erprobung neuer Geschäftsmodelle.

INNOVATIONEN FÖRDERN, SCHLÜSSEL­
TECHNOLOGIEN VORANBRINGEN

Um die Wettbewerbsfähigkeit deutscher und euro­
päischer Unternehmen angesichts des tiefgreifenden  
technologischen Wandels zu stärken, sind auch in­
dustriepolitische Impulse erforderlich. In zentralen  
Zukunftsbereichen hat die Bundesregierung bereits  
wichtige Impulse für Innovationen gesetzt, etwa mit  
der KI-Strategie oder der Blockchain-Strategie. Ge­
meinsam mit anderen europäischen Partnern setzt  

sich die Bundesregierung für eine langfristig ausge­
richtete EU-Industriestrategie ein. Schlüsseltechno­
logien sollen verstärkt gefördert werden, etwa als  
wichtige Projekte von gemeinsamem europäischem  
Interesse (Important Projects of Common European  
Interest, IPCEI). Für die Förderung des IPCEI „Bat­
teriezellinnovation“ stellt die Bundesregierung weit  
mehr als 1 Milliarde Euro bereit.

GRÜNDUNGSFÖRDERUNG AUSBAUEN

Unternehmensgründungen sollen künftig einfa­
cher und unbürokratischer möglich sein. Um junge  
Unternehmen in der Wachstumsphase zu stärken,  
hat die Bundesregierung mit dem Tech Growth  
Fund ein Instrument aufgesetzt, mit dem innova­
tiven Unternehmen Venture Debt-Finanzierungen  
als Ergänzung zur Eigenkapitalfinanzierung zur  
Verfügung gestellt werden. Darüber hinaus arbeitet  
die Bundesregierung aktuell daran, dass sich die  
KfW Capital stärker im Bereich der Wachstums­
finanzierung engagieren kann. Zudem prüft sie ein  
Fondsmodell, um institutionelle Anleger beihilfe­
frei und marktgerecht an den deutschen Wagnis­
kapitalmarkt heranzuführen, und eine Verbesse­
rung der steuerlichen Rahmenbedingungen für  
Wagniskapitalfonds. 2
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FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG  
UNTERSTÜTZEN

Forschung und Entwicklung sind eine elementare  
Voraussetzung, um Innovationen zu generieren. Bis  
2025 sollen die Ausgaben von Bund, Ländern und  
Wirtschaft in Forschung und Entwicklung im Ein­
klang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie  
von derzeit etwa 3,1 % auf jährlich 3,5 % des Brutto­
inlandsprodukts steigen. Die neu eingeführte  
steuerliche Forschungsförderung, die sich insbe­
sondere an kleine und mittelgroße Unternehmen  
richtet, ergänzt die bestehende direkte Projektförde­
rung.

REGIONEN ALS WIRTSCHAFTSSTANDORTE  
STÄRKEN

Auf Länder und Kommunen entfielen im Jahr 2018  
rund zwei Drittel der gesamtwirtschaftlichen Inves­
titionen; allein 34 % der öffentlichen Investitionen  
wurden auf kommunaler Ebene getätigt. Der Bund  
stellt Ländern und Kommunen umfangreiche  
Finanzhilfen zur Verfügung (vgl. Tabelle 2), u. a.  

insgesamt 7  Milliarden Euro für Investitionen  
finanzschwacher Kommunen, und entlastet sie  
auch weiterhin bei den Sozialausgaben.

Die regionale Strukturförderung setzt Impul­
se für ein nachhaltiges Wachstum und trägt zu 
gleichwertigen Lebensverhältnissen bei. Um regi­
onale Potenziale besser auszuschöpfen, hat die 
Bundesregierung ihre regionenbezogene Förde­
rung neu aufgestellt und ein gesamtdeutsches  
Fördersystem geschaffen. Mit dem Strukturstär­
kungsgesetz öffnet die Bundesregierung langfris­
tige Perspektiven für die vom Strukturwandel be­
troffenen Kohleregionen. Insgesamt sollen

Bis 2025 sollen die Ausgaben von Bund,  
Ländern und Wirtschaft in Forschung  
und Entwicklung auf jährlich 3,5 %  
des Bruttoinlandsprodukts steigen.

3,5%

TABELLE 2: ENTLASTUNGEN VON KOMMUNEN IM INVESTITIONS- UND VERKEHRSBEREICH

MASSNAHMEN ERLÄUTERUNGEN

Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen  
und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und  
Unterbringung von Asylbewerbern

∙ �Finanzhilfen über Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvFG I):  
3,5 Mrd. Euro insg. 2015 bis 2020

Schulsanierungsprogramm ∙ �Finanzhilfen über Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvFG II):  
3,5 Mrd. Euro insg. 2017 bis 2022

Sofortprogramm Saubere Luft und weitere Maßnahmen zur kurzfristigen  
Reduzierung von NO²-Emissionen in besonders betroffenen Kommunen

∙ �Fördermittel von annähernd 2 Mrd. Euro insgesamt 2018 bis 2025

Erhöhung der Regionalisierungsmittel ∙ �Erhöhung auf 8,2 Mrd. Euro im Jahr 2016
∙ �ab 2017 bis 2031 Dynamisierung um 1,8 % p. a.
∙ �zusätzliche Erhöhungen vorgesehen: 2020 um 150 Mio. Euro, 2021 um  

weitere 150 Mio. Euro und 2023 um weitere 150 Mio. Euro, die jeweils  
auch mit 1,8 % jährlich dynamisiert werden; ergibt für 2020 bis 2023  
insgesamt zusätzliche Mittel in Höhe von rd. 1,2 Mrd. Euro

Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ ∙ �Errichtung für den Ausbau von Gigabitnetzen und in diesem Zusammen­
hang auch Programmausgaben der Mobilfunkstrategie sowie den Digital­
pakt Schule im Jahr 2018 und Erstausstattung mit Bundesmitteln in Höhe  
von 2,4 Mrd. Euro; in 2020 weitere Aufstockung aus Bundesmitteln um  
222 Mio. Euro zzgl. Erlöse aus der Vergabe von Frequenzen

Erhöhung des Bundesprogramms Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz ∙ �2020 Erhöhung auf rd. 665 Mio. Euro und 2021 auf 1 Mrd. Euro,  
ab 2022 Fortführung mit Dynamisierung (bisher 333 Mio. Euro p. a.)

∙ �vorgesehen ab 2021 je 1 Mrd. Euro jährlich, ab 2025 2 Mrd. Euro  
und ab 2026 Dynamisierung um 1,8 % jährlich
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Maßnahmen des Bundes durch 
Aufstockung bestehender 
Programme in Höhe von bis zu 
26 Mrd. € bis spätestens 2038.

Ressorts entscheiden über 
die Projekte.

Beispiel: Verkehrs- und Breit-
bandinfrastruktur, Ansiedlung 
von Bundes- und Forschungs-
einrichtungen 
(wie Fraunhofer, DLR)

Bis zu 1 Mrd. € für besonders 
betroffene Steinkohlekraft-
werksstandorte in struktur-
schwachen Regionen und für 
Helmstedt

Neues Bundesprogramm 
(„STARK“) zur Förderung 
nicht-investiver Maßnahmen

Planungsbeschleunigung

Bund-Länder-Koordinierungs-
gremium

Wissenschaftliche Evaluation 
alle drei Jahre

1. Säule 
Investitionsförderungs-

gesetz

2. Säule 
Weitere Bundesprojekte

Finanzhilfen (nach Art. 104b GG) 
in Höhe von bis zu 14 Mrd. € bis 
spätestens 2038 für besonders 
bedeutsame Investitionen der 
Länder und Gemeinden.

Die Länder entscheiden über 
die Projekte.

Beispiel: Ausbau von Industrie-
parks oder Umweltsanierungen

ABBILDUNG 3: DAS STRUKTURSTÄRKUNGSGESETZ KOHLEREGIONEN

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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bis spätestens 2038 Finanzmittel von bis zu 40 Mil­
liarden Euro für die Kohleregionen zur Verfügung  
gestellt werden (vgl. Abbildung 3). Darüber hinaus  
leisten die Strukturfonds der EU einen wichtigen  
Beitrag für die Förderung wirtschaftlich und  
finanziell schwacher Regionen.

FACHKRÄFTEANGEBOT VERBESSERN

Die Fachkräftegewinnung bleibt auch angesichts  
des demographischen Wandels eine Herausforde­
rung (vgl. Abbildung 4). Das Gute-Kita-Gesetz, der  
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung und das  
Teilhabechancengesetz fördern eine höhere  
inländische Erwerbsbeteiligung. Mit dem Fach­
kräfteeinwanderungsgesetz wird der rechtliche  
Rahmen verbessert, um Fachkräfte aus dem Aus­
land zu gewinnen. Um heimische Fachkräfte für  
den Strukturwandel fit zu machen, setzt die Bundes­
regierung Impulse u. a. mit dem Qualifizierungs­
chancengesetz.

SOZIALE SICHERUNG ZUKUNFTSFEST  
AUFSTELLEN UND ARBEITSWELT  
MODERNISIEREN

Eine dynamische Soziale Marktwirtschaft erfordert  
leistungsfähige und nachhaltige Sozialversicherun­
gen, die zugleich Spielräume für unternehmerische  
Entfaltung gewährleisten. Die Bundesregierung will  
die Sozialversicherungsabgaben daher bei unter  
40 % stabilisieren. Bereits in der Mitte des vor uns  
liegenden Jahrzehnts wird vom fortschreitenden  
demografischen Wandel weiterer Druck auf die Bei­
tragssätze ausgehen. Die Bundesregierung hat vor  
diesem Hintergrund unter anderem die Kommis­
sion „Verlässlicher Generationenvertrag“ einberufen.  
Das Arbeitsrecht entwickelt die Bundesregierung  

insbesondere mit Blick auf den technologischen  
Wandel kontinuierlich weiter. Über eine Tariföff­
nungsklausel im Arbeitszeitgesetz sollen Experi­
mentierräume für tarifgebundene Unternehmen  
geschaffen werden, um eine Öffnung für mehr selbst­
bestimmte Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und  
Arbeitnehmer und mehr betriebliche Flexibilität in  
der zunehmend digitalen Arbeitswelt zu erproben.

KLIMASCHUTZPROGRAMM UND  
KOHLEAUSSTIEG UMSETZEN

Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 hat die Bun­
desregierung einen Meilenstein zur Reduktion von  
Treibhausgasen gesetzt. Der nationale Emissions­
handel für Brennstoffemissionen in den Sektoren  
Wärme und Verkehr, umgesetzt durch das Brenn­
stoffemissionshandelsgesetz, legt die Grundlage für  
effizienten und sozialverträglichen Klimaschutz  
auch in diesen Sektoren. Die Einnahmen aus die­
sem Emissionshandel werden in Klimaschutz­
fördermaßnahmen reinvestiert oder in Form von  
Entlastungen an die Bürgerinnen und Bürger  
zurückgegeben. Mit dem Klimaschutzgesetz wur­
den Klimaziele gesetzlich normiert und Sektorziele  
festgeschrieben (vgl. Tabelle 3).

TABELLE 3: EMISSIONSZIELE DER BUNDESREGIERUNG GEMÄSS BUNDES-KLIMASCHUTZGESETZ

HANDLUNGSFELD 1990 
(in Mio. Tonnen CO²-Äq.)

2018* 
(in Mio. Tonnen CO²-Äq.)

2030 
(in Mio. Tonnen CO²-Äq.)

2030 
(Minderung ggü. 1990, gerundet)

Energiewirtschaft 427 311 175 - 59 %

Gebäude 198 117 70 - 65 %
Verkehr 164 162 95 - 42 %
Industrie 284 196 140 - 51 %

Landwirtschaft 79 70 58 - 27 %

Teilsumme 1.152 856 538 - 53 %

Sonstige 99 10 5 - 95 %
Gesamtsumme 1.251 866 543 mind. - 55 %

Quellen: Umweltbundesamt (2019) und Bundes-Klimaschutzgesetz; *vorläufige Schätzung
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Mit dem Kohleausstiegsgesetz hat die Bundes- 
regierung einen Vorschlag für einen gesetzlichen  
Fahrplan unterbreitet, mit dem der empfohlene  
Ausstieg aus der Kohleverstromung bis spätestens  
zum Jahr 2038 erfolgen soll.

ENERGIEWENDE WACHSTUMSFREUNDLICH  
UND SOZIALVERTRÄGLICH GESTALTEN

Die Energiewende leistet einen wichtigen Beitrag,  
um nationale, europäische und internationale  
Klimaschutzziele zu erreichen. Das Zieldreieck aus  
Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und  
Bezahlbarkeit bleibt Richtschnur der Energiepolitik.  
Die Bundesregierung hat das Ziel, im Jahr 2030  
einen Anteil erneuerbarer Energien am Stromver­
brauch von 65 % zu erreichen. Ein entsprechend 
leistungsfähiges Stromnetz bleibt hierfür ein  
zentraler Baustein. Energie einzusparen und effizi­
enter einzusetzen ist wesentlich, um die Klima­
schutzziele zu erreichen. Mit der Energieeffizienz­
strategie 2050 hat die Bundesregierung sowohl ein  
Effizienzziel für das Jahr 2030 beschlossen als auch  
ein konkretes Maßnahmenpaket auf den Weg ge­
bracht. Mit dem gezielten Einsatz eines steigenden  
Energieforschungsbudgets setzt die Bundesregie­
rung Anreize für innovative Technologien.

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, den  
europaweiten Emissionshandel langfristig um wei­
tere Sektoren zu erweitern. In einem ersten Schritt  
soll der bestehende europäische Emissionshandel  
für die Bereiche Energie und Industrie um einen  
europäischen Mindestpreis ergänzt werden, um  
mehr Planungssicherheit für Klimainvestitionen  
in diesen Sektoren zu schaffen.

EUROPÄISCHE STÄRKEN  
UND POTENZIALE NUTZEN 

Die offenen Grenzen des europäischen Binnenmark­
tes, der Euro als gemeinsame Währung im Euroraum  
und die Freizügigkeit von Bürgerinnen und Bürgern  
innerhalb der EU fördern den wirtschaftlichen  
Austausch innerhalb Europas und erhöhen das  
Wachstumspotenzial aller Mitgliedstaaten. Um den  
Binnenmarkt weiterzuentwickeln, verfolgt die  
Bundesregierung einen umfassenden Ansatz, der  
Digitalisierung, Dienstleistungen, Industriepolitik  
und Klimaschutz verknüpft. Eine stabile Wirtschafts-  
und Währungsunion bildet den Kern eines starken  
Europas. Die Bundesregierung setzt sich daher für  
Reformen zur Stärkung des Euroraums ein. In die­
sem Jahr übernimmt Deutschland für ein halbes Jahr  
die Ratspräsidentschaft der Europäischen Union  
und die Bundesregierung kann in Europa wichtige  
Themen voranbringen und Schwerpunkte setzen.

OFFENE MÄRKTE FÖRDERN,  
REGELBASIERTEN HANDEL STÄRKEN

Der grenzüberschreitende Handel trägt weltweit zu  
Wachstum und Beschäftigung bei. Damit Unterneh­
men ebenso wie Bürgerinnen und Bürger in Deutsch­
land und Europa weiterhin von Welthandel und  
Globalisierung profitieren können, setzt sich die  
Bundesregierung für eine regelbasierte, nachhaltige  
Handels- und Investitionspolitik und eine Stärkung  
und Modernisierung der WTO ein.

DAS ZIELDREIECK AUS  
VERSORGUNGSSICHERHEIT,  
UMWELTVERTRÄGLICHKEIT  
UND BEZAHLBARKEIT  
BLEIBT RICHTSCHNUR  
DER ENERGIEPOLITIK.

LINKS
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/ 
Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2020.html

KONTAKT
SVEN BERGSCHMIDT, ANNE FELDHUSEN, DR. KATJA FUDER,  
BENEDIKT LANGNER & DR. KENAN ŠEHOVIĆ 
Referat: Grundsatzfragen der Wirtschaftspolitik

schlaglichter@bmwi.bund.de

MEHR ZUM THEMA
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